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Der Schlüssbericht der Eidg. Energiekommission

Der Berg;
hat eine Maus geboren

Inn Schlussbericht der Eidgenössischen
Energiekomimission gibt es kein Zwei-
fein: wir brauchen noch mehr AKW oder
die Lichter gehen aus. Ursula Koch
nimmt die im Bericht aufgeführten Zah-
len genau unter die Lupe und weist nach,
dass an den Berechnungen einiges faul ist
— für den Laien kaum erfassbar, für
erfahrene und vor allem kritische Fach-
leute ein Warnsignal. Wie Stromprogno-
sen mittels Elektroheizungen frisiert
werden und die Interessen der Elektro-
Wirtschaft über den Kopf der Bevölke-
rung hinweg unsere Energiepolitik
bestimmen, ist ebenfalls Thema ihres
Artikels.

Der Berg hat eine Maus geboren

«Der Bedarfsnachweis ist (somit) wissen-
schaftlich nicht möglich, objektiv nicht
lösbar, ordnungspolitisch umstritten,
vom politischen Standpunkt aus jedoch
erforderlich.»
Zu diesem vielsagenden Schluss kam die
Eidgen. Energiekommission (EEK) in
ihrem Schlussbericht, als sie.über Sinn
und Zweck des Bedarfsnachweises für
weitere Atomkraftwerke nachdachte.
Sicher, der Bau weiterer Atomkraft-
werke ist heute ein höchst brisantes Poli-
tikum. Es wird allgemein anerkannt,
dass der bundesrätliche Entscheid vor
allem politisch motiviert war. In gut eid-
genössischer Manier entschied sich der
Bundesrat für eine Lösung, die selbstver-
ständlich näher bei den Forderungen der
mächtigen Elektrowirtschaft liegt, als bei
denjenigen der Atomkraftwerkgegner,
ohne dass er die Ansichten der Elektrizi-
tätswerke voll übernahm. Die Taktik des
VSE (Verband Schweiz. Elektrizitäts-
werke) besteht heute darin, lauthals nach
mindestens zwei weiteren AKW's zu
rufen und — falls ihre Forderung nicht
erfüllt wird — mit einem Zusammen-
brach der Wirtschaft in den 90iger Jahren
zu drohen, um wenigstens ein zusätzli-
ches Werk über die Runden zu bringen.
Selbst wenn man das Politspiel durch-
schaut, ist es doch interessant zu erfah-
ren, wie der Bundesrat seinen Entscheid
begründet und welche energiepolitischen
Ziele mit der Atompolitik erreicht wer-
den sollen.

Dazu soll die Botschaft des Bundesrates
zu Kaiseraugst etwas genauer unter die
Lupe genommen werden.

Üppige Stromzuwachsprognosen

Der Bundesrat rechnet mit einem durch-
schnittlichen Wirtschaftswachstum von
2,1% bis zum Jahre 2000. Damit setzt er
sich über die Ansicht fast aller seriösen
Wirtschaftsfachleute hinweg. Von 1977
bis 1982 betrug das Wachstum des Brut-
tosozialprodukts durchschnittlich 1,6%
pro Jahr. Für 7982 wird es auf —0,5 bis
—7,0 und für 7985 auf 0- 7>w —7,0
geschätzt. Niemand geht davon aus, dass
das Wachstum in den 80iger Jahren
höher sein wird als zwischen 1977 und
1982. Im Gegenteil, die Prognose von
durchschnittlich 7,6% pro /ö/zr in den
80iger Jahren wird als se/zr /zoc/z öezzrfez'/r.

In den 90iger Jahren dürfte das Wachs-
tum eher noch geringer sein. Der Bun-
desrat greift mit seinen 2,1% bewusst
hoch, um daraus ein hohes Stromwachs-
tum abzuleiten.
Verglichen mit den Schätzungen anderer
europäischer Staaten liegt der so voraus-
geschätzte Stromzuwachs zusammen mit

Frankreich, Schweden und Norwegen in
der Spitzenposition (vgl. Tabelle 1).

Land Zuwachs des Strom-
Verbrauchs in den

80iger Jahren

Luxemburg —4,4%
USA -2,5%
Grossbritannien —2,4%
Dänemark —1,3%
Niederlanden —0,8%
Italien —0,6%
Belgien +0,1%
Deutschland +0,2%
Österreich +0,4%
Norwegen +2,0%
Schweiz +2,4%
Schweden +3,4%
Frankreich +3,8%

Quelle:
«Basler Zeitung» vom 18. 8. 1982

Länder mit vergleichbarer Wirtschafts-
struktur (Österreich, Belgien, Nieder-
lande) haben alle viel kleinere Zuwachs-
Prognosen.
Es ist klar, würde sich der Bundesrat'den
Prognosen der Wirtschaftskommission

Leo/z ScWzzmp/ waraf vor Szrom/Zicke« m rferc 90iger Ja/irerc.
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der Vereinten Nationen anschliessen,
welche für Europa eine jährliche Strom-
zunähme von durchschnittlich +1,3% als
wahrscheinlich voraussagt, wäre der
politisch so dringend benötigte Bedarfs-
nachweis im Eimer.

Drohfinger «Stromlücke»
in den 90iger Jahren

Vielleicht können Sie sich noch erinnern:
Laut Aussagen der Elektrowirtschaft in
den Jahren 1973 bis 1977 sollten wir
heute, im Jahre 1982, unter grossem
Strommangel leiden. Immer wieder
wurde mit dieser Stromlücke gedroht,
wenn das AKW Leibstadt nicht bis 1981

oder 1982 seinen Betrieb aufnehmen
könne. Leibstadt ist immer noch im Bau,
hat bis heute 4,5 Mrd. Franken gekostet
und dürfte erst ab 1984 Strom ins Netz
liefern. Von einer Stromkrise ist keine
Spur. Im Gegenteil: Auch ohne Leib-
Stadt weisen wir einen stolzen SYromex-

portz/Omc/zuss von 70 772 GW/z auf. Alle
Schweizerischen Atomkraftwerke
zusammen produzierten 1981 14462
GWh.
Dennoch, dank den überdurchschnittlich
hohen Stromverbrauchsprognosen
gelingt es dem Bundesrat, in der Bot-
schaft zu Kaiseraugst eine Stromlücke
von 200 bis 600 MW für den Winter 1990
und eine Lücke von 800 bis 1400 MW für
den Winter 2000 auszuweisen. Die gros-
sen Unterschiede sind darauf zurückzu-
führen, dass der Bundesrat die tieferen
Annahmen für ein Wirtschaftswachstum
von 1,7% pro Jahr mitberücksichtigt
(vgl. Leistung von Gösgen: 920 MW,
Graben 1140 MW, Kaiseraugst 960

MW).
Erreicht werden soll die Stromlücke vor
allem dadurch, dass bis zum Jahre 2000
zusätzlich 220000 Wo/znungen e/e/rtn'sc/z
Oe/zezz? und gleichzeitig ca. 700000 efe/crz-

sc/ze Wärmepumpe« installiert werden
sollen. Bis zum Jahre 1990 sollen laut
Botschaft jährlich 25000 Elektrospei-
cherheizungen und bis zum Jahre 2000

jährlich 6500 neue Wärmepumpen reali-
siert werden..
Vergleicht man die vorausgesagte Strom-
lücke mit den zu installierenden Elektro-

heizungen, wird klar, dass diese Lücke
das Resultat einer grossen Verschwen-
dung ist. Ganz massiv soll hochwertige

Prognostizierte Stromlücke
Davon neue Elektroheizungen
Gesamthaft für die Substitution
von Erdöl (mit Wärmepumpen)

DamzY wzrt/ Tc/art Vur äz'e £/e/c7rowärme-
Strategie rettet äezz ßeäar/szzac/zwez's.

Und die Kosten?

Interessanterweise wird in der Botschaft
zu Kaiseraugst nicht von den Kosten
gesprochen. Geld, so scheint es, spielt
gar keine Rolle. Die sonst im Vorder-
grund stehenden ökonomischen Überle-
gungen werden völlig verdrängt. Ob das
Ganze volkswirtschaftlich auch sinnvoll
ist, wird nicht untersucht.
Man kann damit rechnen, dass ein neues
AKW mindestens fünf Milliarden Fran-
ken kostet. Mit den Verteilkosten
zusammen müssten ca. 8 Milliarden
Franken investiert werden. Der Strom-
preis würde sich dadurch auf ca. 17 bis 20

Rp. pro kWh erhöhen. Der Anteil von
AKW-Elektrizität würde damit ca. 50%
betragen. Die Strompreise für die Kon-
sumenten würden drastisch erhöht wer-
den. Schon heute werden die Preisauf-
Schläge mit dem teuren Atomstrom
begründet. Wer also heute sich von billi-
gen Strompreisen für eine Elektrohei-
zung verführen lässt, muss sich in
Zukunft als der Dumme vorkommen. Er
wird zu einem ganz erheblichen Teil die
Rechnung für die verfehlte Politik zu
bezahlen haben.
Die Begründung dieser bundesrätlichen
Atomstrategie: wir sind viel zu stark vom
Erdöl abhängig, 68% ünserer Energie-
Versorgung läuft über Erdöl. Mit Hilfe
der Elektroheizungen kann diese
Abhängigkeit reduziert werden, es fragt
sich jedoch nur, um wieviel. Bis zum Jahr
2000 — so die Botschaft — könne dank
der Atomstrategie der Anteil an Erdöl

und kostbare Elektrizität für die Heizung
(niederwertige Wärme) eingesetzt wer-
den (vgl. Tabelle 2)

1990 2000
200-600 MW 800-1400 MW

ca. 460 MW ca. 600 MW

ca. 580 MW ca. 760 MW

um ganze 4,5% reduziert werden. Die
geplanten 220000 Elektroheizungen sol-
len mithelfen, ca. 500000 Tonnen Erdöl
zu substituieren — wahrlich ein beschei-
denes Resultat, wenn man sich vor
Augen führt, dass a//ez« im /a/zr 7957
557000 Tonne« £n/ö/ eingespart wwäe«:
erstoMn/ic/zerwewe e/zen/a/Ts 4,5%/ O/zne
zz«ä;z/te/zen Atomrtz-onz/
Angesichts dieser Zahlen muss man sich
ernsthaft fragen, wo der gesunde Men-
schenverstand unserer Politiker geblie-
ben ist. Gegen den Willen der Bevölke-
rung (siehe Energieszene und SES-
intern: Blick-Umfrage) wird eine falsche
Politik durchgesetzt und damit die politi-
sehen Auseinandersetzungen auf die
Spitze getrieben.
Das Resultat dieser bundesrätlichen Bot-
schaft legt die Schlussfolgerung nahe,
dass es hier nicht mehr um Energiepoli-
tik, sondern um die Durchsetzung eines
Prestigeprojektes gehe. Würde die gleich
hohe Geldsumme, die für Elektrohei-
zungen und AKW's budgetiert ist, in Iso-
lationen und besseren Nutzungstechni-
ken investiert, könnte wesentlich mehr
Erdöl gespart werden — eine Tatsache,
die anscheinend noch nicht bis in die
Amtsstuben unserer Politiker durchge-
drangen ist, oder einfach nicht zur
Kenntnis genommen wird.
Vor kurzem behauptete GEK (Gesamt-
Energiekommission)-Präsident Michael
Kohn, die AKW-Gegner seien zwar mit
Engagement und Herz bei ihrer Sache,
die Elektrowirtschaft hingegen mit Tat-
sachen und Verstand — uns jedoch
scheint es, die Gehirne der Atomlobby
seien schon zu lange nicht mehr durch-
blutet worden: dazu braucht es nämlich
ein Herz!
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